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I. Entscheidungen des 4. Senats 
 

 
• BVerwG 4 A 4.19 - Urteil vom 20. Januar 2021 

 
Ein vorläufig festgesetztes Wasserschutzgebiet kennt das WHG nicht. Vorläufige 
Anordnungen nach § 52 Abs. 2 Satz 1 WHG können nur künftige Festsetzung eines 
Wasserschutzgebietes nach § 51 WHG im Blick haben.  
 

• BVerwG 4 VR 8.20 (4 A 6.20) - Beschluss vom 29. Juli 2021  
 
Das Veränderungsverbot nach § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 NABEG beschränkt sich nicht auf 
tatsächliche Veränderungen, sondern erfasst auch rechtliche Änderungen jedenfalls 
insoweit als sie - wie bei der Ausweisung eines Wasserschutzgebietes - die Nutzbarkeit 
des Grundstückes mit nachteiligen Folgen für das geplante Vorhaben einschränken.  
 

 

II. Entscheidungen des 7. Senats 
 

 
• BVerwG 7 B 5.19 - Beschluss vom 20. Dezember 2019 

 
Die Ausnahmemöglichkeit nach § 31 Abs. 2 Satz 1 WHG erlaubt eine Verschlechterung 
sowohl des mengenmäßigen als auch des chemischen Zustandes, solange diese auf 
einer Veränderung der physischen Gewässereigenschaft oder des Grundwasserstandes 
beruht. 
 
 

• BVerwG 7 C 29.18 - Urteil vom 29. April 2020 
 
1. Abwehrrechte eines Wasser- und Bodenverbands bestehen nur im Rahmen seiner 

Aufgabenzuständigkeit. 
 



2. § 39 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 WHG, wonach die Erhaltung und Förderung der 
ökologischen Funktionsfähigkeit zur Gewässerunterhaltung gehört, begegnet 
keinen rechtlichen Bedenken. 

 
 

3. Maßnahmen nach § 39 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 WHG sind unter Beachtung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes umlagefähig, wenn sie zumindest auch dazu 
dienen, von den im Verbandsgebiet liegenden Grundstücken ausgehende 
„nachteilige Auswirkungen“ auf die zu unterhaltenden Gewässer zu beseitigen oder 
zu verhindern. 

 

 
• BVerwG 7 A 1.18 - Urteil vom 4. Juni 2020 

 
 

1. Ob ein Vorhaben gegen das wasserrechtliche Verschlechterungsverbot verstößt, 
beurteilt sich nach dem allgemeinen ordnungsrechtlichen Maßstab der 
hinreichenden Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts (Bestätigung von BVerwG, 
Urteil vom 9. Februar 2017 - 7 A 2.15 - BVerwGE 158, 1 Rn. 480). 
 

2. Eine Verschlechterung des chemischen Zustands eines Grundwasserkörpers liegt 
vor, sobald mindestens eine Umweltqualitätsnorm für einen Parameter 
vorhabenbedingt überschritten wird. Für Schadstoffe, die den maßgeblichen 
Schwellenwert bereits im Ist-Zustand überschreiten, stellt jede weitere 
Konzentrationserhöhung eine Verschlechterung dar (im Anschluss an EuGH, Urteil 
vom 28. Mai 2020 - C-535/18 [ECLI:EU:C:2020:391], Land NRW - Rn. 119). 

 
 

3. Bei der Feststellung der Erhöhung der Konzentration von Schadstoffen in der 
Wasserphase kommt es auf deren Messbarkeit auf der Grundlage sachgerechter 
Analysemethoden an; eine rechnerisch ableitbare, gegebenenfalls minimale 
Erhöhung ist unbeachtlich. 
 
 

• BVerwG 7 C 19.18 - Urteil vom 8. Juli 2020 
 
1. Für in Abwasseranlagen eingeleitete Stoffe wird das Abfallrecht wieder anwendbar, 

wenn die Abwasserbeseitigung abgeschlossen ist. Hierzu bedarf es keiner räumlich-
örtlichen Entfernung des Stoffs aus der Abwasserbeseitigungsanlage. 
 

2. Die Anwendung des § 36 Abs. 2 KrW-/AbfG setzt voraus, dass Abfälle im Sinne der 
Deponieverordnung deponiefähig sind. 

 
 

3. Bei der Beurteilung der Frage, ob Klärschlämme einen wesentlichen Bestandteil 
eines Grundstücks im Sinne der §§ 93 f. BGB bilden, ist eine abfallrechtliche 
Verkehrsanschauung maßgeblich. 

 

 
 



• BVerwG 7 C 3.20 - Urteil vom 17. Februar 2021 
 
Der Eigentümer von Grundstücken, die in einem Natura 2000-Gebiet liegen, ist im 
Rahmen eines Nachbarrechtsstreits nicht berechtigt, einen Verstoß gegen die zur 
Umsetzung der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 S. 7) 
- FFH RL - erlassenen Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes zu rügen 
(Fortführung von BVerwG, Urteil vom 26. April 2007 - 4 C 12.05 - BVerwGE 128, 358 
Rn. 31). 
 
 

• BVerwG 7 BN 1.20 - Beschluss vom 22. Oktober 2021 
 
Die bundesrechtliche Regelung über die Festsetzung von Wasserschutzgebieten durch 
Rechtsverordnung in § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes - WHG - enthält keine Vorgaben 
für das Erlassverfahren (Rn. 8).  
 

• BVerwG 7 C 9.20 - Urteil vom 17. Dezember 2021  
 
§§ 34 und 35 WHG sind durch Landesrecht ergänzbare bundesrechtliche Vorschriften.  
 

 

 

III. Entscheidungen des 9. Senats 
 

• BVerwG 9 A 13.18 - Urteil vom 11. Juli 2019 
 

 
1. Das Unionsrecht enthält keine Verpflichtung, vorhandenen Erkenntnislücken im 

Rahmen der strategischen Umweltprüfung durch weitere Ermittlungen zu schließen. 
Erforderlich ist aber, dass im Umweltbericht auf die Lücken hingewiesen und 
beschrieben wird, auf welche Weise die Umweltprüfung insoweit erfolgt ist (Art. 5 
Abs. 1 in Verbindung mit Anhang I Buchst. h SUP-RL). 

 
 

2. Art. 9 Abs. 1 Buchst. b SUP-RL verlangt lediglich, dass der Öffentlichkeit eine 
zusammenfassende Erklärung zugänglich gemacht wird, wie die abgegebenen 
Stellungnahmen berücksichtigt wurden. Eine individuelle Begründung schreibt er 
hingegen nicht vor. 
 

3. Der Planfeststellungsbeschluss muss grundsätzlich alle durch das Vorhaben 
verursachten Konflikte lösen. Er darf bestimmte Probleme nur dann der technischen 
Ausführungsplanung überlassen, wenn sie nach dem Stand der Technik ohne 
Weiteres beherrschbar sind (hier verneint für den nachträglichen Einbau von 
Retentionsbodenfiltern in die Straßenentwässerung im Hinblick auf verschärfte 
Umweltqualitätsnormen). 

 
 

4. Soweit Oberflächenwasserkörper keinen sehr guten oder guten ökologischen 
Zustand oder kein sehr gutes oder gutes ökologisches Potenzial aufweisen, führt eine 



Überschreitung der Schwellenwerte der allgemeinen physikalisch-chemischen 
Qualitätskomponenten für den sehr guten oder guten ökologischen Zustand oder das 
höchste oder gute ökologische Potenzials (Anlage 3 Nr. 3.2 in Verbindung mit Anlage 
7 Nr. 1.1.2 und 2.1.2 OGewV) nur dann zu einer Verschlechterung des ökologischen 
Zustands oder Potenzials, wenn sie mit einer Verschlechterung einer biologischen 
Qualitätskomponente einhergeht. 
 
 

• BVerwG 9 A 22.19 - Urteil vom 23. Juni 2020 
 
1. Eine anerkannte Umweltvereinigung ist nach dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz 

klagebefugt für eine Klage auf Rücknahme oder Widerruf eines bestandskräftigen 
Planfeststellungsbeschlusses (Rn. 14) (Rn, 16). 
 

2. Die präjudizielle Wirkung der Rechtskraft eines Urteils, mit dem die 
Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss als unbegründet 
abgewiesen worden ist, steht einem Anspruch auf Rücknahme dieses 
Planfeststellungsbeschlusses entgegen (Rn 36). 
 

3. Die Aufrechterhaltung eines bestandskräftigen Planfeststellungsbeschlusses, der 
ohne die erforderliche Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit dem 
wasserrechtlichen Verschlechterungsverbot erlassen worden ist, führt nicht zu einem 
unionsrechtlich unerträglichen Zustand. Die flexiblen Instrumente des Wasserrechts 
sind grundsätzlich geeignet und ausreichend, um die unionsrechtlichen 
Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie zu erfüllen (Rn. 52) (RN. 56). 
 
 

• BVerwG 9 A 5.20 - Urteil vom 30. November 2020 
 
1. § 4 Abs. 3 Satz 2 UmwRG ist auf relative Verfahrensfehler nach § 4 Abs. 1a UmwRG 

nicht anwendbar (Änderung der Rechtsprechung aufgrund des Urteils des EuGH 
vom 28. Mai 2020 - C-535/18 -). 
 

2. Art.  Abs. 1 Buchst. a Ziff. I der WRRL verpflichtet die zuständigen Behörden, vor der 
Zulassungsentscheidung zu prüfen, ob das Projekt mit dem wasserrechtlichen 
Verschlechterungsverbot und Verbesserungsgebot in Einklang steht. Die 
diesbezüglichen Angaben hat der Vorhabenträger der Planfeststellungsbehörde 
vorzulegen; sie müssen so beschaffen sein, dass die Auswirkungen des Projekts auf 
die Gewässer anhand der insbesondere in Art. 4 Abs. 1 WRRL vorgesehenen 
Kriterien und Pflichten geprüft werden können. Die Informationen sind der 
betroffenen Öffentlichkeit zugänglich zu machen (im Anschluss an EuGH, Urteil vom 
28. Mai 2020 - C-535/18 - Rn. 76 und 80 ff.). 
 

3. Eine vorhabenbedingte Verschlechterung des chemischen Zustands eines 
Grundwasserkörpers liegt sowohl dann vor, wenn mindestens eine der 
Qualitätsnormen oder einer der Schwellenwerte im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der 
Trinkwasser-Richtlinie überschritten wird, als auch dann, wenn sich die 
Konzentration eines Schadstoffs, dessen Schwellenwert bereits überschritten ist, 
voraussichtlich erhöhen wird. Die an jeder Überwachungsstelle gemessenen Werte 
sind individuell zu berücksichtigen (im Anschluss an EuGH, Urteil vom 28. Mai 2020 
- C-535/18 - Rn. 119). 
 



4. Auf einen Verstoß gegen das grundwasserbezogene Verschlechterungsverbot können 
sich diejenigen Mitglieder der Öffentlichkeit berufen, die in räumlicher Nähe zur 
geplanten Trasse über einen eigenen genehmigten Trinkwasserbrunnen verfügen, 
nicht aber diejenigen, die lediglich das öffentliche Wasserversorgungsnetz nutzen 
(im Anschluss an EuGH, Urteile vom 28. Mai 2020 - C-535/18 - Rn. 132 f. sowie vom 
3. Oktober 2019 - C-197/18 - Rn. 40 und 42). 
 
 

• BVerwG 9 A 8.20 - Urteil vom 24. Februar 2021 
 

 
1. Die Wasserrahmenrichtlinie verpflichtet nicht zu einer abwägungsrelevanten 

trassenorientierten Prüfung, ob ein Vorhaben zu einer Beeinträchtigung 
grundwasserabhängiger Landökosysteme führt. 
 

2. Mikroplastikpartikel von Reifenabrieb und Fahrbahnmarkierungen, die über die 
Straßenentwässerung ins Gewässer gelangen können, sind nach geltender 
Rechtslage kein Bewertungsparameter für den Gewässerzustand 
 
 

 


